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Häberli und
Häberlin
Viola Amherd hat ihren Rück-
tritt erklärt. Das ist eine super
Neuigkeit für den Thurgau.
Warum?Das liegt doch auf der
Hand. Ständerätin Brigitte
Häberli ist für dieses Amt doch
fast schon gewählt.

Zumeinenmüssten sich die
Schweizerinnen und Schweizer
optisch nicht gross umgewöh-
nen. Die Politikerinnen könn-
ten Schwestern sein; ähnlicher,
blonder Kurzhaarschnitt, blaue
Augen, schmale Lippen, adrett
gekleidet und stetsmit Perlohr-
ringen unterwegs. Von der
gleichen Partei sind sie ja
sowieso. Häberli politisiert seit
über 20 Jahren in Bern und
setzt sich stark für die Armee
ein. Das Verteidigungsdeparte-
ment zu übernehmenwäre also
genau das Richtige. Ihr Ruck-
sack ist für dieses Amt sicher
gut gefüllt.

Und dann gibt es da noch
etwas für uns Thurgauerinnen
undThurgauer eminentWich-
tiges:Mit nur einem einzigen
Buchstaben imNamen unter-
scheidet sich die Ständerätin
vom letzten Thurgauer Bun-
desratHeinrichHäberlin.
Wenn das kein gutesOmen ist.
Man sagt ja, Nomen estOmen
– oder in diesemFall: Namen
estOmen. VonHäberlin zu
Häberli – dieses fehlendeN ist
ein Zeichen.

In derMathematik steht dasN
beispielsweise für dieMenge
aller positiven natürlichen
Zahlen.Wie also etwa die
Anzahl Stimmen, dieHäberli
amigs für ihreWahl erhält.
Oder die Anzahl Stimmen,mit
der sie in den Bundesrat ge-
wählt werden könnte. Deshalb:
Häberli goes Bundesrat.

Sabrina Bächi

mosttröpfli

Geburtstagsfest und «Genderwahnsinn»
Die Thurgauer EDU feiert in diesem Jahr ein rundes Jubiläum. Auch politisch hat die Partei bereits Ideen.

Sabrina Bächi

Die Kantonsräte der Thurgau-
er EDU haben am Dienstag zu
ihrer Jahrespressekonferenz
eingeladen. Gastgeber Lukas
Madörin ist zwar abwesend,
das Säli in seinemHaus genügt
jedoch für die Konferenz. Par-
teipräsident Christian Mader
stellt mit Fraktionspräsident
Marcel Wittwer, Christian Ca-
viezel, Andreas Sigrist und Pe-
ter Schenk die Ziele der Partei
vor.

DieEDUfeiert sich selbst
Seit 50 Jahren gibt es die EDU
alsPartei bereits. 1975wurde sie
alsPartei,welchediebiblischen
Werte hochhalten will, gegrün-
det. Im Thurgauer Kantonspar-
lament ist die EDU derzeit er-
folgreichunterwegs, ist siedoch
nichtmehrdiekleinsteFraktion
imRat. «ImMärz feiernwir das
mit einem Fest in Heldswil»,
sagtChristianMader, Präsident
der EDUThurgau.

Vorstoss gegenden«Gender-
wahnsinn»
Gegen die Genderideologien,
die sich manifestieren, will
EDU-Kantonsrat Christian Ca-
viezel einen Vorstoss im Parla-
ment einreichen.Mit einerMo-
tion will er erreichen, dass ge-
schlechtsangleichende Opera-
tionengrundsätzlichnichtmehr
vor dem 18. Lebensjahr durch-
geführt werden können «und
wenn, dann nur mit Zustim-
mungderEltern», sagt er. Es sei
ein präventiver Vorstoss, wel-
cher der Gesellschaft eine ge-
sundeRichtungweisen soll.

DerSchöpfungSorge tragen
Kantonsrat Andreas Sigrist hat
Einsitz in der neuen ständigen
KommissionKlima,Energieund
Umwelt. «Bishergabeserst eine
Sitzung», sagt Sigrist. Doch er
habe bereits festgestellt, dass
dieAnsichten indieserKommis-
sion stark auseinandergehen
würden. SeineAnsicht alsEDU-
Vertreter ist klar: «Wir wollen

nicht, dass Menschen mit dem
Thema Klima geknechtet wer-
den.»

Verschlankung des Staats-
apparats
«Wirtschaftlichkeit ist für die
EDUkeineOption, sie ist einab-
solutes Muss», sagt Fraktions-

präsident Marcel Wittwer. Im
Moment herrsche bei etlichen
Beispieleneine«völlig verfehlte
Prioritätensetzung». Etwa bei
derKinderbetreuung.«Diese ist
per Definition keine Staatsauf-
gabe und gehört in die Sphäre
derFamilie.»Es sei einEigentor,
die Kinderbetreuung stärker

auszulagernund fremdzufinan-
zieren. Das sei ein Kostentrei-
ber, weil man die Aufgaben
nicht selbst übernehmen wolle
oder es sich nicht getraut, nur
weil der Staat es angeblich kön-
ne oder gar besser könne.

Prostituierte vorAusbeutung
schützen
Einen weiteren Vorstoss plant
die EDU mit Mindestanforde-
rungen, die sie im Sexgewerbe
fordert. Prostitution sei bezahl-
te Vergewaltigung, sagt Chris-
tian Caviezel. «Mit dieser Mo-
tion wollen wir als Erstes die
schwächsten Menschen vor
Ausbeutung schützen, Zwangs-
prostitution stoppenundFreier
zurRechenschaft ziehen.»Man
müsse sich nicht wundern,
wenn in den Schlagzeilen stets
vonGräueltaten undVergewal-
tigungen geschrieben werde.
«Das passiert, wenn man die
Augen vor der pervertierten
Sexsucht imRotlichtmilieu ver-
schliesst.»

Die EDU-Vertreter: Fraktionspräsident Marcel Wittwer, Christian Ca-
viezel, Andreas Sigrist, Peter Schenk und Parteipräsident Christian
Mader. Kantonsrat Lukas Madörin fehlt. Bild: Sabrina Bächi

TKB neu mit
Mobile Payment
Bancomaten An allen Banco-
matenderThurgauerKantonal-
bank (TKB) ist es seit Kurzem
möglich, mit Mobile Payment
Bargeldzubeziehen.Dasbedeu-
tet, dassneukontaktlosmitdem
Smartphoneoder einemWeara-
ble Geld abgehoben werden
kann.DieseFunktion istmitden
Wallets von Smartphones und
mitWearablesmöglich, dieMo-
bile Payment mit Apple-Pay,
Google-Pay, Samsung-Pay,
Swatch-Pay, Garmin-Pay oder
Fidesmo-Pay unterstützen.
Unter Wearables versteht man
Gegenstände, wie zum Beispiel
ein Schmuckstück, auf dasman
die Debit- oder Kreditkarte la-
den und damit kontaktlos be-
zahlen kann.Mit gegen 70Ban-
comaten betreibt die TKB ein
dichtes Selbstbedienungs-Netz
imThurgau. (red)

«Kaum Spielraum ohne Abbau»
DerGemeindezweckverband Perspektive Thurgaumuss definitiv auf 820’000Franken verzichten.

Hans Suter

Der Thurgauer Regierungsrat
hat sich auf der ganzen Linie
durchgesetzt. Der Gemeinde-
zweckverband Perspektive
Thurgauerhält fürdas Jahr2025
definitiv 819’200Franken oder
21 Prozent weniger als noch
2024. Damit setzt sich der Re-
gierungsrat auch über den Wil-
leneiner knappenMehrheit des
Grossen Rates hinweg. Diese
wollte den Beitrag an die Pers-
pektiveThurgau imRahmender
parlamentarischen Budgetde-
batte nur um620’000 statt um
820’000Franken kürzen.

Am6. Januar2025habendie
Perspektive und der Kanton
Thurgau eine Übergangsleis-
tungsvereinbarung unterzeich-
net, wie beide Vertragsparteien
bestätigen. Somit erhält die
Non-Profit-Organisation fürGe-
sundheitsförderung,Prävention
und Beratung für das laufende
Jahr vomKanton 3,31Millionen
Franken und von den 80 Thur-
gauer Gemeinden unverändert
15 Franken pro Einwohnerin
undEinwohner.

«Dagibt eskaumSpielraum
ohnePersonalabbau»
AlsGeschäftsleiter stehtMarkus
vanGrinsvennunvorderAufga-
be, die Mittelkürzung möglichst
ohneLeistungsabbauzubewälti-
gen. Dazu muss er nebst Spar-
massnahmenauchaufdasEigen-
kapital von rund 2 Millionen
Frankenzurückgreifen,wasganz
im Sinn des Regierungsrates
wäre.MarkusvanGrinsvenwarnt
jedoch: «Im Budget für das Jahr
2025 haben wirmit einemDefi-
zitvon400’000Frankengerech-
net,nunkommennoch820’000
Frankenobendrauf.»

Bei gleichbleibenden Wer-
tenwäredasEigenkapital somit
in spätestens anderthalb Jahren

aufgebraucht. Das bereitet van
Grinsven Sorgen. «Für 2025
mag das noch gehen, für 2026
aber sicher nicht mehr.» Er
untermauert seine Aussagemit
der Kostenstruktur: 85 Prozent
derAusgaben entfallen auf Per-

sonalkosten, 7 Prozent Infra-
struktur.«Dagibt eskaumSpiel-
raumohne Personalabbau.»

Diese Massnahme würde
seinesErachtensaberderNach-
fragesituation diametral wider-
sprechen.DieAuslastungsei seit

Jahrenhoch, zumTeil garweiter
steigend. Zudem würden die
Fälle zunehmend komplexer.

DieSituationwirdneu
beurteilt fürdas Jahr2026
Diefinanzielle Lage ist trotzdem
nichtganzhoffnungslos.DerRe-
gierungsrat hat mit der Perspek-
tive Thurgau vereinbart, Mitte
2025eineAuslegeordnungzurfi-
nanziellenLagesowiezumStand
des Abbaus des Eigenkapitals
vorzunehmen und gegebenen-
falls finanzielle Anträge für das
Jahr 2025 stellen zu können. Für
vanGrinsvenistaberheuteschon
klar:«DieLeistungsvereinbarung
für 2026 muss im Sinn der Ge-
meinden und der Bevölkerung
herauskommen. Sonst drohen

gröbere Veränderungen in der
Thurgauer Gesundheitsland-
schaftundPrävention.»Obwohl
sich der Geschäftsleiter als Op-
timist sieht, warnt er: «Ohne
Korrektur müssten wohl über
alle Fachbereiche schmerzliche
EinsparungenüberPersonalab-
bau erfolgen.» Das hätte laut
van Grinsven unweigerlich län-
gere Wartefristen zur Folge,
«wasman indenGemeindenzu
spüren bekäme».

Regierungsrat sieht esals
Kompromiss
Der zuständige Regierungsrat
UrsMartin istmitdemVerhand-
lungsergebnis für die Über-
gangsleistungsvereinbarung
2025 zufrieden. «Man hat sich
gefunden», sagt er und spricht
von einemKompromiss, indem
dieLageMitte Jahrneubeurteilt
werde für das Budget 2026.

Dass erdie vomGrossenRat
geforderte Minderung der Bei-
tragskürzungandiePerspektive
von820’000aufnoch620’000
Franken nicht berücksichtigt,
sieht er nicht als Missachtung
des Parlaments. Gemäss Haus-
haltsgesetz spreche der Grosse
Rat lediglicheinenGlobalkredit,
der den Regierungsrat nicht
dazu verpflichte, den ganzen
Kredit zu verbrauchen.

Rückblende:DiePerspektive
Thurgau kündigte die bestehen-
de Leistungsvereinbarung mit
demKantonmit dem Ziel, Neu-
verhandlungen aufzunehmen.
ZumNachteilderPerspektiveer-
folgte diese Kündigung aber zu
einem ungünstigen Zeitpunkt.
DieFinanzendesKantons laufen
ausdemRuder, dieDefizite stei-
gen, die Millionen aus dem Na-
tionalenAusgleichsfondsundaus
derGewinnausschüttungderNa-
tionalbank fliessen spärlicher
oder nicht mehr. Das nutzte der
Regierungsrat zumSparen.

Die Perspektive Thurgau begleitet unter anderem Eltern, die mit der Erziehung überfordert sind.
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Markus van Grinsven, Geschäfts-
leiter Perspektive Thurgau.
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Urs Martin, Vorsteher des De-
partements für Finanzen und
Soziales. Bild: Ralph Ribi


